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1. Allgemeines

Die nachfolgenden Regelungen gelten ausschließlich 
für Personenkraftwagen.

Für die Beschaffung von Dienstkraftfahrzeugen sind die 
vom SMF erlassene Verwaltungsvorschrift über die Benut-
zung von Dienstkraftfahrzeugen in der Sächsischen Landes-
verwaltung (VwV-DKfz) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 1. Dezember 2003 [SächsABl. S. 1199], die zuletzt durch 
die Verwaltungsvorschrift vom 10. Oktober 2017 [SächsABl. 
S. 1542] geändert worden ist, zuletzt enthalten in der Ver-
waltungsvorschrift vom 8. Dezember 2017 [SächsABl.SDr. 
S. S 378], diese ergänzenden Beschaffungsgrundsätze so-
wie das Haushaltsrecht, insbesondere der Grundsatz der 
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit (§ 7 SäHO) sowie die 
Regelungen zum Erwerb und zur Veräußerung von Vermö-
gensgegenständen (§ 63 SäHO), zu beachten.

Im Einzelnen sind folgende Punkte zu beachten:

Erst- und Ersatzbeschaffungen von Dienstkraftfahrzeu-
gen sind auf das unabweisbar Notwendige zu beschränken; 
dabei ist auf den Abbau des staatlichen Kraftfahrzeugbe-
standes hinzuwirken. Die mögliche Bildung und Nutzung 
eines Fahrzeugpools/ zentraler Fahrbereitschaften hat 
deshalb oberste Priorität. Nr. 21 der VwV-DKfz ist dabei zu 
beachten.

Die Beschaffung und Haltung von Dienstkraftfahrzeu-
gen ist nur dann haushaltsrechtlich vertretbar, wenn keine 
wirtschaftlichere Alternative zur Haltung behördeneigener 
Dienstkraftfahrzeuge besteht (z. B. Benutzung öffentlicher 
Verkehrsmittel) oder wenn im Hinblick auf die zu erfüllenden 
Dienstaufgaben eine Haltung von Dienstkraftfahrzeugen 
nicht verzichtbar ist. Für die Fahrzeuggröße bzw. die Wahl 
des Fahrzeugtyps sowie für die Ausstattung ist der vorgese-
hene Verwendungszweck maßgeblich.

Die Landesverwaltung ist angehalten, unter verstärkter 
Einbeziehung alternativer Antriebskonzepte und Kraftstoffe 
die Nutzung besonders umweltfreundlicher Fahrzeuge zu 
prüfen.

Bei der Beschaffung von Dienstkraftfahrzeuge mit Ver-
brennungsmotor ist darauf zu achten, dass die Abgasnorm 
6d-Temp bzw. 6d erfüllt wird. Die Fahrzeuge müssen min-
destens über die Energieeffizienzklasse B (CO2-Label) nach 
der Pkw-Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung 
(Pkw-EnVKV) verfügen.

Alle anzuschaffenden Dienstkraftfahrzeuge sollen mög-
lichst mit Reifen mit geringer Geräuschemission (gemäß 
Label höchstens zwei Viertelringe neben dem stilisierten 
Lautsprecher) und Kraftstoff sparenden Reifen (mindestens 
Klasse E) nach der Verordnung (EG) Nr. 1222/2009 über die 
Kennzeichnung von Reifen (Anhang II) ausgestattet sein.

Ersatz- und Neubeschaffungen von Dienstkraftfahrzeu-
gen (außer personengebundene und/oder geländegängige) 
sind erst ab einer jährlichen Kilometerleistung von mindes-
tens 20 000 Kilometern zulässig.

Bei Ersatzbeschaffungen sowie Veräußerungen ge-
brauchter Dienstkraftfahrzeuge ist § 63 SäHO sowie die 
Verwaltungsvorschriften zu § 63 SäHO zu beachten. Des 
Weiteren sind Ersatzbeschaffungen nur zulässig, wenn die 
anfallende Fahrleistung auch künftig die Haltung eines be-
hördeneigenen Dienstkraftfahrzeuges erfordert.

Soweit die Möglichkeit besteht, die Fahrbereitschaften 
im Staatsministerium des Innern (SMI) zu nutzen, sind Er-
satz- und Neubeschaffung von Kraftfahrzeugen nicht zuläs-
sig. Ausgenommen hiervon sind die nicht dem Fahrzeugpool 
angehörenden Dienststellen Landtag und Rechnungshof so-
wie Behörden, die nachweislich die Fahrbereitschaften nicht 
nutzen können.

Bei Einrichtungen mit mehr als 5 Fahrzeugen ist ein 
Bedarfskonzept durch die mittelbewirtschaftende Stelle zu 
erstellen.

Als Kriterien für das Bedarfskonzept kommen insbeson-
dere je Dienstkraftfahrzeug die Notwendigkeit (ggf. Nutzung 
anderer Beförderungsmöglichkeiten wie ÖPNV, Kfz-Pools), 
der Zweck, der Bestand, das Baujahr, die durchschnittliche 
jährliche Laufleistung sowie die Auslastung nach Einsatzta-
gen (oder in Prozent) in Betracht.

2. Beschaffungsvarianten

Die Beschaffung richtet sich nach Maßgabe des Haus-
haltsplans.

Jede Beschaffungsmaßnahme bedarf einer Wirtschaft-
lichkeitsuntersuchung im Einzelfall nach den Regelungen 
zu § 7 SäHO und anhand der Arbeitsanleitung nach den 
Verwaltungsvorschriften zu § 7 SäHO. Dabei hat die mittel-
bewirtschaftende Stelle vor der Einführung einer konkreten 
Beschaffungsmaßnahme zu prüfen und zu dokumentieren, 
welche Beschaffungsalternative für den Freistaat Sachsen 
die wirtschaftlichste Lösung darstellt.

Eine generelle Aussage, welche Alternative (Kauf, Lea-
sing oder Miete) die günstigste Beschaffungsvariante ist, 
kann nicht getroffen werden. Jede Alternative kann im Ein-
zelfall die wirtschaftlichere Lösung sein. Die Entscheidung 
über Kauf, Leasing oder Miete ist auf der Grundlage des Er-
gebnisses o. g. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung im Einzelfall 
zu treffen.

Das herkömmliche Beschaffungsverfahren des Kaufs 
von Dienstkraftfahrzeugen hat weiterhin praktische Rele-
vanz, da beim Kauf von Neufahrzeugen zum Teil erhebli-
che Preisnachlässe gewährt werden können. Zu beachten 
ist jedoch, dass insbesondere die Unterhaltungskosten der 
Dienstkraftfahrzeuge – bedingt durch eine höhere Laufleis-
tung – mit zunehmendem Alter der Fahrzeuge ansteigen.

Für personengebundene Dienstkraftfahrzeuge gilt 
nachfolgende vereinfachte Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 
für Leasing bzw. Miete: der Nachweis der Vorteilhaftigkeit 
des Leasings gilt als erbracht, wenn der monatliche Leasing-
faktor bzw. Mietfaktor den Wert von 1 Prozent des Behör-
denpreises nicht übersteigt.



3. Zulässiger Aufwand

Für Personenkraftwagen gelten nachfolgende Obergrenzen für Modellsegment und Behördenpreise einschließlich Son-
derausstattungen bei Kauf/Leasing/Miete:

Obergrenze Modellsegment1) laut 
Kraftfahrt-Bundesamt

Obergrenze Behörden-
preis2) in Euro (Brutto)

1 nicht personengebundene DKfz
1.1 überwiegend im Nahverkehr3) Kleinwagen 13.000
1.2 überwiegend im Regionalverkehr4) Kompaktklasse 18.000
1.3 überwiegend im Fernverkehr oder 

mit Berufskraftfahrer eingesetzte 
DKfz

Mittelklasse 21.000

1.4 Fahrzeugpool SMI
Selbstfahrer: Nah- und Regional Kompaktklasse 18.000
Selbstfahrer: Fernverkehr Mittelklasse 21.000
mit Berufskraftfahrer besetzte 
DKfz

Obere Mittelklasse 
(geringe Motorisierung, maßvolle Ausstattung)

25.000

1.5 DKfz zur vorrangigen Benutzung 
zugewiesen (nach Nr. 6.2 VwV-
DKfz)

Obere Mittelklasse 25.000

2 Personengebundene DKfz 
(nach Nr. 6.1 VwV-DKfz)

2.1 Präsident des Verfassungs-
gerichtshofes, Präsident des 
Sächsischen Rechnungshofes, 
Regierungssprecher, Staats-
sekretäre

Obere Mittelklasse 27.000

2.2 Staatsminister Oberklasse 35.000

          
1) Das Modellsegment dient der Einordnung der Angemessenheit von Fahrzeugtypen für Kauf, Leasing und Miete.
2) Behördenpreis ist der Preis, zu dem ein Fahrzeug einer Behörde zum Kauf angeboten wird. Es können nur Fahrzeuge geleast bzw. gemietet 

werden, die auch im Rahmen der Behördenpreisgrenze gekauft werden könnten. Für personengebundene Fahrzeuge gilt dieser Behördenpreis 
nicht, sofern das Fahrzeug geleast wird und die Leasingrate 1 Prozent des ausgewiesenen Betrages von 27 000 Euro und 35 000 Euro nicht 
übersteigt.

3) Nahverkehr sind Fahrten im Umkreis von circa 30 Kilometern.
4) Regionalverkehr sind Fahrten im Umkreis von circa 100 Kilometern.

Es ist grundsätzlich das für den entsprechenden Ver-
wendungszweck wirtschaftlichste Fahrzeug zu wählen.

In oben genannten Obergrenzen sind notwendige Zu-
satz- und Sonderausstattungen, soweit nicht bereits seri-
enmäßig vorgesehen, berücksichtigt. Sonderausstattungen 
sind auf ein notwendiges Maß zu reduzieren, das heißt 
Einsparungen bei der Beschaffung dürfen nicht für weitere 
Sonderausstattungen, insbesondere nicht für den Einbau 
von Schiebedächern und für Sonderlackierungen oder ähnli-
ches, verwendet werden.

4. Geltungsbereich

Die aufgeführten Regelungen gelten für alle Einrich-
tungen und Staatsbetriebe des Freistaates Sachsens. Sie 
sind – soweit möglich – auf institutionelle Zuwendungsemp-
fänger und Anstalten des öffentlichen Rechts anzuwenden, 
wenn für die Beschaffung von Dienstkraftfahrzeugen auch 
nur teilweise Mittel des Freistaates eingesetzt werden. Das 
SMF kann zu den aufgeführten Regelungen Ausnahmen zu-
lassen.

Die aufgeführten Regelungen gelten nicht für Sonder-, 
Einsatz-, Elektro- und Hybridfahrzeuge.


